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Vorbemerkung 

 
Kollisionsverluste im Straßen- und Bahnver-
kehr und an technischen Einrichtungen wie 
Windenergieanlagen und Drähten. Verluste 
durch Stromschlag an gefährlichen Mittelspan-
nungsmasten. Störungen an den Brutplätzen 
durch Freizeitaktivitäten vielfältigster Art. Ver-
lust von Sekundärlebensräumen im Zuge von 
Abbau und Verfüllung. Verschlechterung des 
Nahrungsangebotes durch die Intensivierung 
der Landwirtschaft. Ist der Uhu tatsächlich 
gerettet?  
 
Der Schutz des Uhus mag angesichts des 
dramatischen Rückganges der Bestände zahl-
reicher anderer Vogelarten in der nationalen 
Strategie zur Erhaltung der Biodiversität zurzeit 
zu Recht keinen hohen Stellenwert einneh-
men. Aber die Abwehr negativer zivilisatori-
scher Einflüsse in den von Uhus besiedelten 
Lebensräumen bleibt eine drängende Heraus-
forderung. Das wird schon an folgenden fünf 
aktuellen Problemen deutlich.  
 
I. Ausbau der Windenergiewirtschaft 

 
Bisher stehen in Deutschland 25.000 Wind-
energieanlagen. Jährlich kommen etwa 1.000 
Anlagen hinzu. Was auf alle Bundesländer 
zukommt, zeigt beispielhaft die Entwicklung in 
Niedersachsen.  
 
Der niedersächsische Landtag stellte 2004 in 
einem Beschluss zur Zukunft der Windenergie 
fest, man habe „auf dem Festland einen weit-
gehenden Sättigungsgrad erreicht"1. Zu die-

                                            
1 Beschluss des Niedersächsischen Landtages – Drucksa-
che 15/670 „Zukunft der Windenergie in Niedersachsen 
sichern – Konflikte der Windenergie entschärfen“ 
 

sem Zeitpunkt gab es in Niedersachsen weni-
ger als 4.000 Anlagen. Heute sind es mehr 
5.500 Anlagen. Jährlich kommen etwa 150 
hinzu.  
 
Dass der Ausbau der Windenergiewirtschaft in 
Deutschland Rotmilane gefährdet, steht außer 
Frage. Setzt man die Opferzahlen zur Popula-
tion in Beziehung (182 Totfunde/10.000-14.000 
Paare), ist der Uhu (13 Totfunde/1.400-1.500 
Paare) kaum weniger gefährdet.2 
 
Die Probleme verdeutlicht der Fall des im Ok-
tober 2012 13. tot aufgefundenen Uhus. Die 
Reste lagen unter der Windenergieanlage 
verstreut: Federn und ein Fuß; ein Ring wurde 
nach langem Suchen gefunden. Das Opfer, 
das anhand des Ringes identifiziert werden 
konnte, war 2012 in einem Nest 1.350 m von 
der Anlage entfernt als Jungvogel beringt wor-
den. Der Vogel dürfte schon einige Zeit vor 
dem Auffinden mit der Anlage kollidiert sein. 
Die Reste wurden aber erst nach der Maisern-
te gefunden.  
 
In der Nachbarschaft des betreffenden Wind-
parks leben vier Uhupaare. Ihre Brutplätze 
befinden sich 100, 530, 900 und 1.350 m von 
der jeweils nächstgelegenen Anlage entfernt. 
Ein weiterer Jungvogel aus der nächstgelege-
nen Brut ist in der Bettelflugphase unerklärter 
Weise verschwunden. Eine solche Häufung 
von Uhuvorkommen ist natürlich ungewöhn-
lich. Deshalb sah sich die rheinland-pfälzische 
Landesregierung verpflichtet, hier zum Schutz 
des Uhus ein Europäisches Vogelschutzgebiet 
einzurichten. Unter Schutz gestellt hat sie je-
doch nicht viel mehr als die Brutplätze.  
 
Die Anlage, an der der Uhu ums Leben kam, 
weist eine beträchtliche Nabenhöhe auf (108 
m, Rotorradius 41 m; Enercon E 82). Der Fund 
zeigt, dass auch an solchen Anlagen Uhus 
verunglücken. Die Vorstellung, Uhus würden 
nur bodennah fliegen und sich nicht in der 
Reichweite der Rotoren bewegen, ist ausweis-
lich belegter Opfer falsch.  
 
Uhus fliegen offenkundig auch über Flächen, 
auf denen sie nicht erfolgreich jagen können – 
nämlich Maisfelder, die schon früh im Jahr für 
die Jagd nicht mehr in Frage kommen. Die 
Bestrebungen, die Flächen im Bereich der 
Anlagen so zu gestalten oder zu bewirtschaf-
ten, dass sie für Uhus unattraktiv sind, entfal-
ten kaum die konfliktmindernde Wirkung, die 
ihnen Gutachterbüros zuschreiben.  

                                            
2 Opferzahlen: Vogelschutzwarte Brandenburg Stand 
18.12.2012. Bestandszahlen nach Südbeck, P. et al. Rote 
Liste der Brutvögel Deutschlands, 4. Fassung (2007). 
 

 
Text-Box
als



 

2 

Man muss sich fragen, wie die Anlagen über-
haupt genehmigt werden konnten, denn die 
Vorschriften zum Schutz von Europäischen 
Vogelschutzgebieten gelten auch gegenüber 
Bauvorhaben außerhalb dieser Gebiete, wenn 
die Vorhaben geeignet sind, den günstigen 
Erhaltungszustand der im Gebiet zu schützen-
den Arten erheblich zu beeinträchtigen.  
Der Fall verdeutlicht, dass ein Abstand von 
1.000 m, den nach Meinung der Länder-
Arbeitsgemeinschaft der Vogelschutzwarten 
Windenergieanlagen zum Schutz von Uhus 
mindestens einhalten sollten, unzureichend ist. 
Der von der Länder-Arbeitsgemeinschaft der 
Vogelschutzwarten empfohlene Prüfbereich – 
bisher 6.000 m, künftig 2.000 m – wird nahezu 
nirgends beachtet.3 
 
Im vorliegenden Fall wurde stattdessen der 
Anlagenbetreiber verpflichtet, einen Hektar 
Acker zu Brache zu entwickeln. Gutachter und 
Naturschutzbehörde nahmen an, die Brache 
würde die Uhus von Flügen in den Rotorbe-
reich abhalten. Auf diese Weise werden die 
Eingriffe in Uhulebensräume beschönigt und 
schließlich genehmigt. 
 
II. Gefährliche Mittelspannungsmasten 

 
Am 31.12.2012 endete die den Netzbetreibern 
gesetzte gesetzliche Frist, für Vögel gefährli-
che Mittelspannungsmasten zu entschärfen. 
Ein altes Problem des Vogelschutzes sollte 
seit 73 Tagen gelöst sein. Doch ist es das 
wirklich: 
 
Erster Beispiel: Drei Jahre vor Ablauf der Frist 
hatte die EGE das Gebiet des Messtischblattes 
Waldbreitbach in den rheinland-pfälzischen 
Kreisen Neuwied und Altenkirchen im Wester-
wald auf solche Masten hin untersucht. Das 
Ergebnis übertraf alle Befürchtungen. Damals 
erwiesen sich 616 von 802 überprüften Masten 
als gefährlich. Auf den Westerwald hochge-
rechnet ergab dies die Zahl von 13.000 gefähr-
lichen Masten.  
 
Im Februar 2013 hat die EGE alle Masten im 
Gebiet des damals kontrollierten Messtisch-
blattes erneut überprüft. Zwar sind von den 
616 gefährlichen Masten 408 Masten ausrei-
chend entschärft worden; 217 weisen jedoch 
weiterhin Sicherheitsmängel auf. So wurden 
beispielsweise an den Masten untaugliche und 

                                            
3 LÄNDER-ARBEITSGEMEINSCHAFT DER VOGEL-
SCHUTZWARTEN (LAG-VSW) 2007: Abstandsregelun-
gen für Windenergie-anlagen zu bedeutender Vogelle-
bensräumen sowie Brutplätzen ausgewählter Vogelarten. 
Berichte zum Vogelschutz 44 (2007): 151-153. 
http://www.egeeulen.de/files/abstandsregelung_windenergi
eanlagen.pdf 
 

unzulässige Büschelabweiser angebracht. In 
einigen Fällen sind diese Abweiser so unsach-
gemäß angebracht worden, dass sie die Tö-
tungsgefahr für Vögel sogar noch erhöhen.  
 
Von den im Jahr 2009 beanstandeten Masten 
sind zwar zwei Drittel fristgerecht gesichert 
worden. Ein Drittel der Masten stellt aber wei-
terhin ein erhebliches Sicherheitsrisiko dar.  
 
Rechnet man die Ergebnisse für das Gebiet 
des Westerwaldes hoch, muss dort mit mehr 
als 4.000 gefährlichen Mittelspannungsmasten 
gerechnet werden. Nicht weniger brisant ist der 
Umstand, dass nach 2009 offenkundig im 
überprüften Gebiet mehrere Masten gefährli-
cher Bauart errichtet wurden, obwohl diese 
Masten seit dem 02.04.2002 nicht mehr hätten 
errichtet werden dürfen.4 
 
Zweites Beispiel: Im Februar 2013 überprüfte 
die EGE die Masten im Gebiet des Messtisch-
blattes Heinsberg. Ergebnis: von 181 Masten 
sind 80 für Greifvögel und Eulen hochgefähr-
lich. Der Netzbetreiber hat keinen einzigen 
Mast entschärft und daran zum Schutz der 
Vögel überhaupt nichts unternommen. 
 
Drittes Beispiel: Zur selben Zeit überprüfte die 
EGE die Masten im Gebiet des Messtischblat-
tes Mechernich. Dort arbeitet die EGE seit 
vielen Jahren mit dem Netzbetreiber durchaus 
vertrauensvoll zusammen. Ergebnis: von 180 
Masten sind 44 hochgefährlich.  
 
Die Ergebnisse für die Blätter Heinsberg und 
Mechernich sind auch deswegen bemerkens-
wert, weil der Naturschutzbund Deutschland im 
Juli 2012 Nordrhein-Westfalen hinsichtlich der 
Durchsetzung der gesetzlich verlangten Ent-
schärfung von Mittelspannungsmasten die 
Bestnote und in einer Ampelbewertung ein 
sattes Grün zuerkannt hatte.5 
 
Ist die EGE die einzige Organisation, die zu 
solchen Kontrollen willens und in der Lage 
ist?6Wie sind Opfer an pflichtwidrig nicht oder 
nicht hinreichend entschärften Mittelspan-
nungsmasten rechtlich zu bewerten? Bisher 

                                            
4 http://www.nul-online.de/Archiv/Archiv-
Suche/Westerwald-Zahl-gefaehrlicher-Strommasten-
weiterhin-
hoch,QUlEPTM3ODQxMzYmTUlEPTgyMDMx.html?UID=
CEAC93B71AB6BCE70AAD8861705A6AD5ADBA8C6F4
B91BF34 
5 
http://www.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/forschung/stro
mtod/14968.html 
 
6 Dem Komitee gegen Vogelmord e. V. gebührt besonde-
rer Dank. Es hat die Untersuchungen der EGE finanziell 
gefördert.  
 

http://www.egeeulen.de/files/abstandsregelung_windenergieanlagen.pdf
http://www.nul-online.de/Archiv/Archiv-Suche/Westerwald-Zahl-gefaehrlicher-Strommasten-weiterhin-hoch,QUlEPTM3ODQxMzYmTUlEPTgyMDMx.html?UID=CEAC93B71AB6BCE70AAD8861705A6AD5ADBA8C6F4B91BF34
http://www.nabu.de/tiereundpflanzen/voegel/forschung/stromtod/14968.html
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mussten diese Opfer hingenommen werden, 
weil die Umrüstungsfrist ja noch nicht abgelau-
fen war. Könnten die Verluste jetzt ordnungs- 
oder gar strafrechtlich relevant werden? Im-
merhin untersagt § 44 Abs. 1 Nr. 1 des Bun-
desnaturschutzgesetzes nicht allein willentli-
ches, sondern schon wissentlich in Kauf ge-
nommenes Töten europäischer Vogelarten. 
Könnten die Opfer nicht auch einen Biodiversi-
tätsschaden begründen, der dann Haftungs- 
und Sanierungsfolgen nach dem Umwelthaf-
tungsrecht auslösen könnte? Wer gibt Antwor-
ten auf diese Fragen?  
 
III. Hubschraubereinsatz im Weinbau 

 
Der Hubschraubereinsatz im Weinbau gefähr-
det Uhus wie sich am Beispiel des Moseltales 
zwischen Trier und Koblenz zeigt. Der 160 km 
lange Flusslauf wird von vielen Felsen und 
Steilhängen begrenzt. 70 Uhupaare wären hier 
zu erwarten, tatsächlich leben hier weniger als 
halb so viele. Die Gründe liegen in den parallel 
zum Fluss verlaufenden Mittelspannungsmas-
ten, Bahnstrecken und Straßen und am Ein-
satz von Hubschraubern.  
 
In den Weinbergen werden jährlich bis zu 
zehnmal Pflanzenschutzmittel von Hubschrau-
bern ausgebracht. Auf die lauten und oft über-
raschend auftauchenden „Riesenvögel“ reagie-
ren die zur Einsatzzeit mit der Jungenaufzucht 
beschäftigten Uhus oder auch die noch nicht 
flugfähigen jungen Uhus mit Angst und Schre-
cken. Infolgedessen kommt es leicht zu Brut-
aufgaben oder zu Abstürzen junger Uhus, so 
wie beispielsweise 2011 an einem Brutplatz an 
der Ahr aus genau diesem Grund. Brutaufga-
ben von Uhus an der Mosel gingen Hub-
schrauberspritzungen voraus. 
 
Der Hubschraubereinsatz zählt deswegen zu 
den Gründen, warum im Moseltal der für eine 
stabile Population notwendige Wert von 1,2 
Jungen je Brutpaar verfehlt und nur 0,94 er-
reicht wird. Vermutlich ist die Situation noch 
ungünstiger, weil die EGE das jährliche Uhu-
monitoring im Juni abschließt, die Hubschrau-
ber aber auch danach zum Einsatz kommen.  
 
Wie sehr der Hubschraubereinsatz Uhus ge-
fährdet, belegen die Aufzeichnung der Uhu-
Webcam des Südwestfunks und der EGE von 
dem inzwischen weltbekannten Uhubrutplatz 
an der Ahr: Nach dem Einsatz des Hubschrau-
bers wurden im Jahr 2011 die zwei sechs Wo-
chen alten Jungen nicht mehr mit Nahrung 
versorgt. Erst nach sieben Tagen nahmen die 
bis dahin verschwundenen Altvögel die Fütte-
rung wieder auf. Das Weibchen zeigte ein 
schreckhaftes Verhalten. Während der sieben 

Tage ohne Fütterung kam es zu Übergriffen 
des stärkeren Jungvogels auf das schwächere 
Junge, das später an den Folgen starb.7 
 
Die Gefährdungen ließen sich begrenzen, 
nähme der Flugbetrieb auf Uhus Rücksicht. 
Dies erfordert keine Einschränkungen der Flü-
ge, sondern lediglich Absprachen über die 
Flugrouten. So wäre es schon von Vorteil, 
wenn die Flüge nicht von hinten über die Brut-
plätze hinweggeführt, sondern Routen geflo-
gen würden, bei denen der Hubschrauber für 
Uhus frühzeitig sichtbar ist und sie sich auf 
dessen Herannahen einstellen können. 
 
Das sich von den 34 bekannten Uhubrutplät-
zen an Mosel und Ahr immerhin 24 innerhalb 
von zum Schutz des Uhus eingerichteten EG-
Vogelschutzgebieten befinden und davon wie-
derum 22 von Helikoptereinsätzen betroffen 
sind, wären solche Absprachen auch eine 
Voraussetzung, um den in diesen Gebieten 
geschuldeten günstigen Erhaltungszustand 
dieser Vogelart näherzukommen.  
 
Die EGE hat deswegen die rheinland-
pfälzische Landesregierung um geeignete 
Initiativen zur Lösung des Problems gebeten. 
Die Landesregierung unternimmt jedoch selbst 
nichts, sondern überlässt es der EGE, mit den 
zuständigen Stellen Kontakt aufzunehmen und 
Absprachen mit fünf Firmen und 12 Hub-
schrauberpiloten zu erreichen.  
 
Die Absprachen gestalten sich auch deswegen 
schwierig, weil die Spritzungen im hohen Maße 
witterungsabhängig sind und u. U. kurzfristig 
umdisponiert werden müssen. 2012 wurden 
erstmals Vereinbarungen getroffen. Zum Bei-
spiel wurden die Anflugrouten geändert und 
die Uhubrutplätze vor Ort genau markiert, da-
mit der Pilot sie aus der Luft sehen konnte. 
Wie dramatisch die Lage stellenweise ist, be-
legt die Aussage eines der Piloten: „Wenn ich 
dort normal fliege, blase ich die ganze Brut aus 
der Nische“.  
 
2013 werden auf Betreiben der EGE die Uhub-
rutplätze erstmals in die zu erstellenden Flug-
karten eingearbeitet. Eine finanzielle Unter-
stützung erhält die EGE dafür nicht. Es stellt 
sich die Frage, ob sich die staatlichen Stellen 
die Sache so leicht machen dürfen und wie es 
um die Uhus in den übrigen zwölf deutschen 
Weinanbaugebieten bestellt ist, die zwar nur 
drei Prozent der Bundesrepublik, aber vermut-
lich mehr als 10 Prozent des Uhubestandes 
umfassen.  

                                            
7 http://www.swr.de/im-gruenen-rp/-
/id=100810/did=9915110/pv=video/nid=100810/xku6ea/ 
 

http://www.swr.de/odysso/imgruenenrp/-/id=10728412/vv=teaser-12/nid=10728412/did=9712622/1dbj97p/index.html
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IV. Abbau von Rohstoffen 

 
Ein beträchtlicher Teil der Uhupopulation brütet 
in Abgrabungen mit Abbaubetrieb, z. B. in der 
Eifel die Hälfte der Population. Im Abbauver-
lauf kann es geschehen, dass solche Lebens-
stätten untergehen oder nicht mehr genutzt 
werden können. Anders als bei vielen anderen 
Tierarten lassen sich in Abgrabungen zumeist 
rechtzeitig neue Lebensstätten schaffen, so 
dass die ökologische Funktion der Lebensstät-
te im räumlichen Zusammenhang auch weiter-
hin erfüllt bleiben kann.  
 
So lassen sich während des Abbaus im Lo-
ckergestein ohne großen Zeitaufwand mit we-
nigen Eingriffen des Baggerlöffels Brutnischen 
für Uhus schaffen. Diese Nischen sollten etwa 
einen Meter tief, ähnlich hoch, zwei bis drei 
Löffelbreiten breit und der Boden möglichst 
eben sein. Im Festgestein ist der Aufwand für 
das Anlegen etwas größer, aber nicht unzu-
mutbar hoch.  
 
Nach Möglichkeit sollten Uhus in Abgrabungen 
immer mehrere Brutplätze zur Verfügung ste-
hen. Dann ist es nicht so schlimm, wenn im 
Abbauverlauf einmal ein Brutplatz verloren 
geht. Deshalb kann es sinnvoll sein, Brutplätze 
auch in solchen Wänden anzulegen, die nur 
einige Jahre erhalten bleiben. Es versteht sich 
von selbst, dass die alternativen Brutplätze 
geschaffen werden müssen, bevor die alten 
untergehen.  
 
Auch der Abbaubetrieb darf die artenschutz-
rechtlichen Schädigungs- und Störungsverbote 
nicht verletzten. Deshalb ist die rechtzeitige 
Schaffung von alternativen Brutplätzen obliga-
torisch. Die Probleme sind lösbar. Allerdings 
bedarf es dazu eines umfassenden Manage-
ment und der Zusammenarbeit zwischen Ab-
bauunternehmen und Naturschutzbehörden.8 
Welche Naturschutzbehörden aber leisten dies 
oder haben auch nur ansatzweise Kenntnis 
von der Situation der Uhus in den Abbaustät-
ten?  
 
Dass auf diesem Gebiet enorm viel zum 
Schutz des Uhus erreicht werden kann, zeigen 
die Erfahrungen der EGE mit Verbänden und 
Einzelbetrieben der Abbauwirtschaft. So wer-
den in im Abbau befindlichen Steinbrüchen der 
Vulkaneifel 2,0 Junge je Brutpaar erreicht, in 
vielen Europäischen Vogelschutzgebieten 
häufig weniger als 1.  
 

                                            
8 http://www.egeeulen.de/files/miro_uhus.pdf 
sowie 
http://www.kalk.de/fileadmin/user_upload/div_Dokumente/
ege-flyer_steinbruch_libre.pdf 

V. Tempolimit für Uhus 

 
In Nordrhein-Westfalen gibt es seit 2010 einen 
massiven Konflikt zwischen Bürgern und dem 
Schutz von Uhus. Gegenstand des Streits: 
Eine Geschwindigkeitsbeschränkung auf ei-
nem 900 m langen Abschnitt der Landesstraße 
249 am Rand des Europäischen Vogelschutz-
gebietes „Buntsandsteinfelsen im Rurtal“. Die 
Entwicklung des Falles zeigt exemplarisch, wie 
es um die Akzeptanz des Naturschutzes im 
Konfliktfall tatsächlich steht.  
 
August 2010: Ein Stück der Landesstraße ist 
nach einem Ausbau wieder für den Verkehr 
freigegeben worden. Eine anerkannte und 
klagebefugte Naturschutzvereinigung hatte 
dem Ausbau nur unter der Bedingung einer 
Geschwindigkeitsbeschränkung zugestimmt. 
Im Fels oberhalb der Straße brüten Uhus. Die 
Straße hatte vor dem Ausbau so viele Kurven 
und Schlaglöcher, dass man zwar schnell fah-
ren durfte, nicht aber schnell fahren konnte. 
Das hat die Uhus vermutlich vor mancher 
Fahrzeugkollision gerettet. Jetzt, nach dem 
Ausbau, könnte man zwar schnell fahren, darf 
es aber nicht. Zum Schutz der Uhus gilt auf 
einer Strecke von 900 m Tempo 50. 
 
März 2011: Zum Schutz von Uhus hat der 
Landrat eine Geschwindigkeits-Messanlage 
und Schilder aufstellen lassen: „Tempo 50“, 
„Achtung Geschwindigkeitsmessungen“ und 
„Vogelflug“. Eine Woche nach Installation der 
Messanlage sind bereits 737 Verkehrsteilneh-
mer erwischt worden, der schnellste ist 109 
km/h gefahren, die Bürger sind wütend, An-
wohner fühlen sich beeinträchtigt und abge-
zockt. Die Presse ist außer sich. 
 
Die Straße gehört nicht gerade zu den viel 
befahrenen Landesstraßen. Umso mehr über-
rascht die hohe Zahl der Geschwindigkeits-
überschreitungen. Diese zeigt an, was solche 
Beschränkungen ohne Kontrolle wert sind. 
Übrigens geht es in der Sache um 18,6 Se-
kunden. Das ist nämlich die Zeitersparnis, 
würde man die Strecke nicht mit den zulässi-
gen 50, sondern 70 km/h befahren. 
 
September/Dezember 2011: Anfang Septem-
ber ist die Radaranlage in der Nacht zerstört 
worden. Mit einem gestohlenen Ackerschlep-
per haben Unbekannte die Anlage buchstäb-
lich niedergewalzt. Im Dezember ist eine neue 
Anlage aufgestellt worden. Auch sie wird um-
gehend zerstört. 
 
 
 

http://egeeulen.de/files/ege_flyer_steinbruch_libre.pdf
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Februar 2012: Mit der Messanlage beschäftigt 
sich das Verwaltungsgericht. Es muss ent-
scheiden, ob der Kreis die Anlage zu Recht 
installiert hat. 
 
April 2012: „Tempolimit wegen Uhus rechts-
widrig“, so oder ähnlich titeln im April 2012 
nahezu alle großen deutschen Zeitungen über 
das Urteil des Aachener Verwaltungsgerichts 
(VG Aachen - Urteil vom 10.04.2012 - 2 K 
1352/11). Selten haben Uhus ein größeres 
mediales Interesse gefunden. Was in den 
Überschriften den Anschein einer Niederlage 
für die Sache der Uhus erweckt, ist in Wahrheit 
in doppelter Hinsicht ein Erfolg für den Natur-
schutz. Denn das Gericht hat klargestellt, dass 
ein Tempolimit zum Schutz des Uhus durchaus 
gerechtfertigt sein kann. Verworfen hat das 
Gericht lediglich das Zustandekommen des 
Tempolimits. Dieses ist nur aus formalen 
Gründen rechtswidrig, da sich der Kreis in 
seiner Entscheidung an einen Vertrag mit der 
Naturschutzvereinigung gebunden fühlte und 
nicht aus eigener Überzeugung heraus zu 
Gunsten der Uhus entschieden habe. Natur-
schutzverbände könnten nicht an die Stelle der 
staatlichen Stellen treten. Naturschutz sei eine 
Staatsaufgabe und keine Verhandlungssache 
zwischen öffentlichen Stellen und privaten 
Verbänden. 
 
Mai 2012: Der Kreis trifft eine neue Entschei-
dung: Auf dem Streckenabschnitt wird es künf-
tig eine differenzierte Geschwindigkeitsbe-
grenzung geben. Um die dort lebenden Uhus 
zu schützen, wird die erlaubte Höchstge-
schwindigkeit in der Dämmerung und nachts 
auf 50 km/h begrenzt, tagsüber wird das Tem-
polimit auf 70 km/h angehoben.  
 
Februar 2013: Nach einer Auszeit von rund 13 
Monaten wird die defekte Radaranlage an der 
L 249 wieder ertüchtigt. Künftig wird die Säule 
von einem Gitterzaun geschützt. Die örtliche 
Presse macht deutlich, wie sehr hier die Frei-
heit der Bürger niedergekämpft wird: "Zwi-
schen Blens und Hausen werden jetzt wieder 
die Eulen geschützt. Das erinnert an die Gren-
ze zur ehemaligen DDR und sieht aus wie eine 
Bespitzelungsanlage der übelsten Stasiart." 
 
Ausblick 

 
Der Deutsche Bundestag hat den Zeitraum von 
2010 bis 2020 zur Dekade des Schutzes der 
Biodiversität erklärt. Womit muss der Uhu bei 
Fortsetzung des Trends und angesichts der 
verfügbaren Prognosen in dieser Dekade 
rechnen:  
 

− mit der Verdoppelung der Anzahl der 
Windenergieanlagen auf 50.000, jeden-
falls mit einem erheblichen Zuwachs. 

− mit dem Bau von 2.800 km neuen Hoch- 
und Höchstspannungsfreileitungen. 

− mit der Überbauung von 2.800 km² für 
Verkehrswege und Siedlungen. Das ist 
mehr als die Fläche des Saarlandes.  

− mit der Zunahme des Pkw-Verkehrs um 
20 Prozent und der Zunahme des Lkw-
Verkehrs um 34 Prozent. 

− mit der Zunahme des Maisanbaus, der 
schon heute 21,7, in Niedersachsen 33 
Prozent der Ackerfläche einnimmt, sich im 
letzten Jahr beispielsweise in Rheinland-
Pfalz um 12,1 und in Hessen um 24,1 
Prozent ausgeweitet hat.  

 
Sind die Naturschutzbehörden und –verbände, 
sind wir darauf vorbereitet? Was haben wir 
dem entgegen zu setzen? Die Europäischen 
Vogelschutzgebiete vielleicht? Vermutlich brü-
ten darin weit weniger als 20 Prozent aller 
Uhus. Dieser Anteil genügt für die Sicherung 
des günstigen Erhaltungszustandes der Popu-
lation nicht, zumal die Uhus auch in diesen 
Gebieten nicht sicher sind. 
 
Allein für den Ausbau der Windenergiewirt-
schaft werden mindestens zwei Prozent der 
Fläche zur Verfügung gestellt – Natura 2000 
Gebiete und Wald eingeschlossen. Und dies 
voraussichtlich auf Wunsch oder mit Zustim-
mung oder jedenfalls ohne durchgreifende 
Gegenwehr der Naturschutzverbände.  
 
Einen Eindruck von dieser Perspektive vermit-
telt Rheinland-Pfalz, wo für fast 90 Prozent der 
Europäischen Vogelschutzgebietsfläche und 
für einen noch größeren Teil der FFH-Gebiets-
fläche kein genereller Ausschluss für Wind-
energieanlagen erreicht werden konnte. 
 
Die Aussichten für Uhus sind schwarz wie die 
Nacht. Kein Stern am Himmel. Die staatlich 
bestellten Uhuschützer und ihre Laienhelfer – 
die Mitarbeiter der EGE eingeschlossen – ver-
breiten das Licht einer batterieschwachen Ta-
schenlampe. Wir sollten endlich die Akkus 
aufladen, denn es ist besser ein Licht anzu-
zünden, als über die Dunkelheit zu klagen.  
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